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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 2 U 132/13 B 
 
L 9 U 23/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 11 U 60/09 (SG Hildesheim) 
 
 
 
…………………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft, 
Ottenser Hauptstraße 54, 22765 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. August 2013 durch den Richter 

Prof. Dr.  S p e l l b r i n k  als Vorsitzenden sowie die Richterin H ü t t m a n n - S t o l l  

und den Richter M u t s c h l e r   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 26. März 2013 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des 

LSG ist unzulässig. Der Kläger hat entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG den von ihm allein gel-

tend gemachten Zulassungsgrund des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG (Vorliegen eines Verfahrensman-

gels) nicht hinreichend bezeichnet. 

 

Der Kläger rügt die Verletzung des § 103 SGG, weil das LSG einem Beweisantrag ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt sei, zeigt jedoch nicht hinreichend auf, dass ein förmlicher Be-

weisantrag durch den ihn im Berufungsverfahren und in der mündlichen Verhandlung als Pro-

zessbevollmächtigten vertretenden Rechtsanwalt gestellt und bis zum Schluss der mündlichen 

Verhandlung vor dem LSG aufrechterhalten geblieben ist. Dies ergibt sich insbesondere nicht 

aus seinen Hinweisen auf den Inhalt der Schriftsätze vom 27.7.2012, 6.11.2012 und 20.11.2012.  

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter durch Beschluss zu ver-

werfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab, weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG; vgl BVerfG 

vom 8.12.2010 - 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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